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Anlage
zu vorstehender Anordnung Nr. 2 

Statut
der Zentralen Warenkontore 

des Ministeriums für Handel und Versorgung
§ 1

Grundsätze
(1) Die Zentralen Warenkontore sind Organe des Mini­

steriums für Handel und Versorgung. Ihre Tätigkeit 
unterliegt dessen Aufsicht und Kontrolle. Sie sind juri­
stische Person und Haushaltsorganisation.

(2) Sie sichern auf der Grundlage des Volkswirt­
schaftsplanes die Bereitstellung bedarfsgerechter 
Warenfonds für die Bevölkerung bei der Produktion 
und beim Außenhandel und sind anleitendes und kon­
trollierendes Organ für die wirtschaftlich operative 
Tätigkeit des sozialistischen Konsumgüter-Großhandels.

(3) Im Rahmen ihrer Handelsprogramme sind sie 
verantwortlich

für die Sicherung der einheitlichen Planung, Reali­
sierung und Abrechnung der Warenfonds nach 
Menge, Sortiment und Qualität auf der Grundlage 
der planmäßig festgelegten bezirklichen Anteile, 
für die Arbeit mit den Warenbeständen des Groß­
handels,
für die Sicherung rationeller Formen der Warenbe­
wegung, insbesondere des Direktbezuges, und der 
zweckmäßigsten Organisationsformen einschließ­
lich der fortschrittlichen Technik in der gesamten 
Großhandelstätigkeit,
für die Organisierung des Erfahrungsaustausches 
und von Betriebsvergleichen im Rahmen der ge­
samten Aufgabenstellung und 
für die Tätigkeit der staatlichen Güteinspektion.

(4) Die Zentralen Warenkontore lösen ihre Aufgaben 
auf der Grundlage der vom Ministerium für Handel und 
Versorgung erarbeiteten Prinzipien der Handelspolitik. 
Dazu konkretisieren sie entsprechend ihren Handels­
programmen die grundsätzlichen Weisungen des Mi­
nisteriums gegenüber den Großhandelsgesellschaften.

(5) Die Hauptdirektoren der Zentralen Warenkontore 
haben gegenüber den Großhandelsgesellschaften Wei- 
simgs- und Kontrollrecht. Dieses muß die örtlichen 
Räte, denen die Großhandelsgesellschaften unterstellt 
sind, hinsichtlich der Erfüllung der gemeinsamen Auf­
gaben gegenüber den Großhandelsgesellschaften unter­
stützen. Das Weisungsrecht erstreckt sich auf alle Maß­
nahmen, die zur Lösung der in diesem Statut fest­
gelegten Aufgaben im zentralen Maßstab notwendig 
werden; insbesondere muß die Ausübung des Weisungs­
rechtes der besseren Erfüllung der staatlichen Planauf­
gaben dienen. Ausgenommen sind Maßnahmen, die 
Änderungen de£ Staatsplanes enthalten oder die in­
folge ihrer besonders versorgungswichtigen Bedeutung 
der Zustimmung des Ministers für Handel und Ver­
sorgung bedürfen bzw. für die er sich die Entscheidung 
ausdrücklich Vorbehalten hat.

(6) Stehen den Weisungen der Hauptdirektoren der 
Zentralen Warenkontore, die auf der Grundlage dieses 
Statuts erteilt wurden, Entscheidungen der Örtlichen 
Räte entgegen, sind die Hauptdirektoren der Zentralen 
Warenkontore verpflichtet, die örtlichen Räte von der 
Notwendigkeit der angewiesenen Maßnahmen zu über­
zeugen und sie zu veranlassen, ihre Entscheidung auf­
zuheben. Kommt eine Übereinstimmung nicht zustande, 
ist durch den Minister für Handel und Versorgung eine 
Entscheidung herbeizuführen.

(7) Die Zentralen Warenkontore haben ihre Aufgaben 
bei voller Wahrung der Verantwortung der örtlichen 
Räte für die ständige Anleitung und Kontrolle der 
Großhandelsgesellschaften und deren Niederlassungen 
sowie der territorialen Besonderheiten in enger Zu­
sammenarbeit mit diesen zu lösen. Im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung haben sie Maßnahmen zur Sicherung 
einer einheitlichen Handelstätigkeit einzuleiten, auf 
deren Grundlage die Räte der Bezirke und Räte der 
Kreise befähigt werden, ihrer Verantwortung für die 
Tätigkeit der ihnen unterstellten Großhandelsgesell­
schaften besser gerecht zu werden. Sie unterstützen die 
örtlichen Räte durch Konsultationen und Auskünfte. 
Auf Wunsch der örtlichen Räte stellen sie Mitarbeiter 
zur Beratung zur Verfügung.

(8) Die Zentralen Warenkontore organisieren in Zu­
sammenarbeit mit den örtlichen Räten und in enger 
Verbindung mit den Handelsorganen die planmäßige, 
einheitliche und konzentrierte Einwirkung auf die 
landwirtschaftliche und industrielle Produktion und 
auf die Einfuhr von Waren zur Versorgung der Be­
völkerung. Sie nehmen Einfluß auf die Aufdeckung und 
Ausnutzung aller Reserven, auf den rationellsten Roh­
stoffeinsatz, auf die Neu- und Weiterentwicklung von 
Konsumgütern, auf die Standardisierung und Speziali- 
sierung4 der Produktion mit dem Ziel einer ständigen 
Erhöhung der bedarfsgerechten Warenfonds und der 
Erreichung optimaler Sortimente.

(9) Sie vertreten auf der Grundlage der staatlichen 
Planaufgaben die Forderungen des Handels in der 
Menge, dem Sortiment, der Qualität sowie der zeit­
lichen bedarfsgerechten Warenbereitstellung gegenüber 
den bilanzierenden Organen des Volkswirtschaftsrates 
(Staatliche Versorgungskontore, WB) und dessen fach­
lich zuständigen Produktionsabteilungen, gegenüber den 
Bezirkswirtschaftsräten und den Abteilungen örtliche In­
dustrie und Handwerk der Räte der Kreise sowie gegen­
über den zuständigen Außenhandelsunternehmen. Kann 
mit den Leitern dieser Organe keine Einigung erzielt 
werden oder ergeben sich Auswirkungen von wesent­
licher Bedeutung für die Versorgung bzw. für die fest­
gelegten Plangrößen, ist der Hauptdirektor verpflliditet, 
das Ministerium für Handel und Versorgung zur Herbei­
führung einer Entscheidung einzuschalten.

(10) Sie sichern, daß die in den Bezirken und aus Im­
porten aufkommenden Warenfonds, die für die Ver­
sorgung von überbezirklicher Bedeutung sind, Sorti­
ments- und saisongerecht für die Versorgung aller Be­
zirke planmäßig bereitgestellt werden. Sie schaffen Vor­
aussetzungen für die Rationalisierung der Warenbewe­
gung durch Verkürzung des Warenweges, insbesondere 
durch die Anwendung des Direktbezuges und die Her­
stellung von Stammverbindungen mit dem Ziel, den 
Warenumschlag zu beschleunigen.

(11) Der Minister für Handel und Versorgung und die 
Hauptdirektoren der Zentralen Warenkontore können 
nach Abstimmung mit dem jeweils zuständigen Rat des 
Bezirkes Großhandelsgesellschaften mit Leitfunktionen 
beauftragen oder besondere Leitstellen einrichten.

§ 2
Aufgaben zur Planung, Realisierung und 

Abrechnung der Warenfonds
Die Zentralen Warenkontore haben bei der Planung, 

Realisierung und Abrechnung der Warenfonds insbe­
sondere folgende Aufgaben:

1. Mitarbeit bei der Erarbeitung und operativen Ab­
stimmung des Perspektivplanes für den Waren­
fonds.


